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Vorwort 
„Menschenwürdiges Arbeiten“ (im Englischen „de-
cent work“) ist heute aus der (gesellschafts-)politischen 
Debatte rund um Arbeitsbedingungen ein nicht mehr 
wegzudenkender Begriff. „Menschenwürdig“ bezieht 
sich hierbei auf definierte Arbeitsstandards, wie sie vor 
allem für die so genannte „informelle Wirtschaft“ gefor-

dert werden, also in ungeregelten und ungesicherten Arbeitsverhältnissen, in 
denen wiederum Frauen überproportional stark vertreten sind. Gründe dafür 
sind die ungerechte Arbeitsverteilung zwischen den Geschlechtern, diskrimi-
nierende Einstellungspraktiken von Unternehmen, unzureichende oder nicht 
vorhandene arbeitsrechtliche Bestimmungen sowie der zunehmende Rückbau 
von Sozialleistungen. Letzteres bedeutet nämlich die Zunahme von (meist un-
bezahlter) Arbeit für Frauen in der Familie (Pflege, Kinderbetreuung etc.).

Besonders hoch ist der Frauenanteil in der arbeitsintensiven Exportindustrie 
und den sogenannten „Freien Exportzonen“, er beträgt zwischen siebzig und 
neunzig Prozent. Diese Jobs bedeuten einerseits notwendiges Einkommen für 
Frauen, gleichzeitig jedoch werden Gesetze zum Schutz am Arbeitsplatz – so 
sie existieren – nur selten und ungenügend eingehalten.

Doch die beschäftigten Frauen nehmen die Diskriminierungen und Repressio-
nen nicht tatenlos hin: Die hier vorgelegte Broschüre beschreibt erfolgreiche 
Strategien in der Durchsetzung ihrer Arbeitsrechte. Dabei geht es zum einen 
um den Kampf gegen Ungerechtigkeiten, zum anderen um die Stärkung des 
Selbstbewusstseins, aber auch der beruflichen Fähigkeiten von Frauen. 

Dabei wird der Bogen von nationalen Erfolgen (Self-Employed Women‘s As-
sociation/SEWA, Indien) über regionale Initiativen (HomeNet Asia) bis hin zu 
internationalen Kooperationen (Coalition for Justice in the Maquiladoras, Me-
xiko, USA und Europa) und anderen Kampagnen gespannt. Diese Beispiele 
von erfolgreich organisierten Frauengruppen sollen als Anstöße dienen – und 
als Zeichen der Ermutigung, dass positive Veränderungen in diesem Bereich 
möglich sind.

Ulrike Lunacek, MEP
Außenpolitiksprecherin der Grünen im Europaparlament 
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Phänomen „Informelle Wirtschaft“

Seitdem die „informelle Wirtschaft“ in den 1970er Jahren „entdeckt“ wur-
de, ist ihre Bedeutung in der ökonomischen Entwicklung Gegenstand zahlrei-
cher kontroverser Debatten. Über Ursachen und Perspektiven der informellen 
Ökonomie gehen die Meinungen auseinander – Einigkeit besteht nur darin, 
dass informelle Arbeitsverhältnisse keine temporäre Ausnahmeerscheinung 
darstellen, sondern sich kontinuierlich ausdehnen, und zwar nicht nur in den 
sogenannten Entwicklungs- und Transformationsländern im globalen Süden 
und Osten, sondern auch in den Industriestaaten des globalen Nordens. 

Bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt arbeitet mehr als die Hälfte der er-
werbstätigen Weltbevölkerung unter informellen Bedingungen. Laut Angaben 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
sind derzeit 1,8 Milliarden Menschen ohne formalen Arbeitsvertrag und ohne 
soziale Absicherung erwerbstätig (gegenüber 1,2 Milliarden in formalisierten 
Arbeitsbeziehungen) – Tendenz steigend. Prognosen zufolge wird die Zahl in-
formell Beschäftigter bis 2020 auf zwei Drittel der globalen Erwerbsbevölke-
rung ansteigen. 

In zahlreichen Weltregionen sind mehr Menschen informell als formell beschäf-
tigt: In Subsahara-Afrika sind, sieht man von der Landwirtschaft ab, drei Viertel 
aller Arbeitsplätze in der informellen Wirtschaft angesiedelt, in Süd- und Süd-
ostasien sind es mehr als zwei Drittel, in Lateinamerika und im Nahen Osten 
schätzungsweise die Hälfte, in den osteuropäischen Transformationsländern 
rund ein Viertel. Zählt man den Agrarsektor hinzu, nimmt der Anteil der in-
formellen Beschäftigung weiter zu – in Südasien beispielsweise auf mehr als 
neunzig Prozent. 

Was ist informelle Arbeit? 

Informelle Arbeitsverhältnisse finden sich in allen Wirtschaftsbereichen – von 
der Landwirtschaft über die verarbeitende Industrie bis hin zum Dienstleis-
tungssektor –, besonders hoch ist die Konzentration jedoch bei Dienstleis-
tungen und in den urbanen Ballungszentren. Sehr häufig existieren informelle 
Beschäftigungsarrangements unmittelbar neben formellen Arbeitsverhältnis-
sen. Neben StraßenhändlerInnen, MüllsammlerInnen, Bau- und Transportar-
beiterInnen sowie TextilarbeiterInnen stellen HeimarbeiterInnen (für die Be-
kleidungs , Spielzeug- und Elektronikindustrie) und ArbeiterInnen im Bereich 
haushaltsnaher Dienstleistungen die weltweit größten Gruppen informell Er-
werbstätiger außerhalb der Landwirtschaft dar. 

Generelle Kennzeichen informeller Arbeit sind ein geringes und/oder unregelmä-
ßiges Einkommen („no work, no pay“), fehlende Arbeitsverträge und fehlende 
verbindliche Lohnvereinbarungen sowie exzessive und/oder unreguläre Arbeits-
zeiten. Informell Beschäftigte sind oftmals hohen Unfall- und Gesundheitsrisiken 
ausgesetzt, jedoch sozial und arbeitsrechtlich nicht bzw. nur unzureichend abge-
sichert: Sie sind gänzlich oder teilweise ausgeschlossen von Leistungen wie Kran-
ken-, Unfall- und Pensionsversicherung sowie von Mutter- und Kündigungsschutz.

Informell Beschäftigte erfahren geringe gesellschaftliche Anerkennung und 
stehen meist im Abseits des Interesses bestehender staatlicher, politischer und 
gewerkschaftlicher Vertretungen. Ebenso wird ihr Beitrag zum wirtschaftlichen 
Wachstum weitgehend verkannt.

ArbeiterInnen in der informellen Wirtschaft sind mit zahlreichen Hindernissen 
konfrontiert, wenn es um die Durchsetzung ihrer Rechte geht: Eine gewerk-
schaftliche Organisierung wird in vielen Fällen erschwert oder gänzlich behin-
dert. Nichtsdestotrotz haben sich hier während der letzten Jahrzehnte etliche 
Selbstorganisationen und „Gewerkschaften von unten“ gebildet. Parallel haben 
sich viele traditionelle ArbeitnehmerInnen-Organisationen für die Bündnisarbeit 
mit organisierten informellen ArbeiterInnen geöffnet. Auch mit der Etablierung 
transnationaler Netzwerke haben die Anliegen informell Beschäftigter mehr Öf-
fentlichkeit gewonnen (siehe dazu Kapitel 4, Seite 22, und Kapitel 5, Seite 27). 

Weitere Erläuterungen und Hinweise zur Definition informeller Beschäfti-
gung können in der Broschüre „FAQ Arbeitsrechte für Frauen in der infor-
mellen Wirtschaft“ (2008) der Frauensolidarität nachgelesen werden, siehe: 
www.frauensolidaritaet.org/decent%20work/faq_iw.pdf.  
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Daten zur informellen Wirtschaft

Die ILO bezeichnet jene Erwerbstätigen und Unternehmen als informell, die 
unter den bestehenden rechtlichen und regulatorischen Rahmenbedingun-
gen weder anerkannt noch geschützt sind und daher einen hohen Grad an 
„Verletzlichkeit“ aufweisen. Eine einheitliche oder verbindliche Begriffsbe-
stimmung zur informellen Arbeit gibt es nicht – je nach Definition können die 
Angaben zur Ausbreitung und Zusammensetzung der informellen Ökonomie 
daher beträchtlich schwanken. 

Daten zu unregulierten Arbeitsverhältnissen lassen sich – angesichts der He-
terogenität informell Beschäftigter sowie der Tatsache, dass sich informelle 
Arbeit per se offiziellen Erhebungen entzieht – zudem nur schwer erheben. 
Erschwerend kommt hinzu, dass nicht in allen Ländern 
systematisch Daten gesammelt werden. Folglich ge-
ben die unterschiedlichen Statistiken nur teilweise die 
Spannbreite der existierenden informellen Aktivitäten 
wieder. 

Globalisierung und informelle Arbeit

Ursprünglich wurde der Begriff des „informellen Sektors“ Anfang der 1970er 
Jahre von der ILO in Zusammenhang mit Studien zu Kenia und Ghana ein-
geführt, um Beschäftigungs- und Arbeitsformen zu benennen, die mit den 
herkömmlichen Kategorien der geregelten, in den offiziellen Statistiken auf-
scheinenden Erwerbsarbeit nicht oder nur ungenügend zu erfassen waren. 
Als Ursache der Informalität sah die ILO zunächst die wirtschaftliche „Rück-
ständigkeit“ der sogenannten Dritten Welt, das starke Bevölkerungswachs-
tum und die rasche Verstädterung. Entsprechend verfolgte sie die Annahme, 
dass mit steigender ökonomischer „Entwicklung“ die Defizite der informellen 
Wirtschaft reduziert, eine Umwandlung in anerkannte, geschützte, legale und 
somit formelle Aktivität gefördert und angemessene Beschäftigung gesichert 
werden würden.

Erfahrungen aus Afrika, Asien und Lateinamerika seit den 1980ern belegen 
indes deutlich, dass Handelsliberalisierungen und sinkende staatliche Inves-
titionen in öffentliche Leistungen entlang von Freihandelsabkommen und 
Strukturanpassungsprogrammen als Katalysatoren informeller Beschäftigung 
wirken (siehe dazu Kapitel 2, Seite 10).

Im Zuge der wirtschaftlichen Globalisierung unter neoliberalen Prämissen hat 
sich im globalen Süden die informelle Ökonomie massiv ausgeweitet. Im Be-
sonderen haben die Strategien transnationaler Unternehmen, ihre Produktion 
in Billiglohnländer auszulagern (Outsourcing) und an Subunternehmen zu ver-
geben (Subcontracting), wesentlich zur Ausbreitung ungeschützter, d.h. infor-
meller Arbeitsarrangements beigetragen. 

Formell versus informell?

In den letzten zehn Jahren hat die ILO ihr Verständnis als auch ihre Begrifflich-
keiten zur informellen Wirtschaft erweitert. So wurde etwa 2002 die Bezeich-
nung des „informellen Sektors“ durch jenen der „informellen Wirtschaft“ 

offiziell abgelöst. Ersterer gilt als irreführend, da er sowohl die Heterogeni-
tät und Komplexität der Beschäftigungsarrangements als auch die globalen 
Wechselwirkungen verschleiere. Zudem suggeriere der Terminus, dass sich die 
Informalität auf einen Sektor oder eine Industrie beschränkt. Weiterhin bleibt 
für die ILO jedoch – wie auch für viele gewerkschaftliche Organisationen – die 
Durchsetzung formeller Beschäftigungsverhältnisse das primäre Ziel. 

Insbesondere feministische Kritikerinnen haben darauf aufmerksam gemacht, 
dass sich formelle und informelle Wirtschaft nicht oppositionell gegenüber-
stehen, sondern vielmehr als Kontinuum zu begreifen sind. Die Praxis zeigt, 
dass die Übergänge fließend sind bzw. es zahlreiche Überlappungen gibt: 
Nicht selten existiert informelle Arbeit etwa dort, wo die formelle Erwerbstä-
tigkeit keine existenzsichernde Grundlage schafft und daher zusätzliche Ein-
kommensmöglichkeiten gesucht werden. Ebenso sind Beschäftigungsformen 
möglich, in denen ArbeiterInnen ohne Arbeitsvertrag (also unter informellen 
Bedingungen) an einem formellen Arbeitsplatz beschäftigt werden. So hat 
etwa das Committee for Asian Women festgestellt, dass „immer häufiger Ar-
beiterInnen im so genannten informellen Beschäftigungsverhältnis Seite and 
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Seite am selben Ort mit ArbeiterInnen tätig sind, die formell eingestellt wor-
den sind“. Vor allem entlang der globalen Wertschöpfungsketten, die von 
transnationalen Konzernen kontrolliert werden, lassen sich zeitgleich formelle 
wie informelle Arbeitsarrangements (sowie diverse Mischformen) finden. 
Dass die Profite in der formellen Wirtschaft auf den Leistungen informeller 
Arbeit – die in den allermeisten Fällen Frauenarbeit bedeutet – basieren, ver-
deutlichen die Subcontracting-Strategien der transnationalen Unternehmen 
seit den 1990ern: Durch die gezielte Auslagerung ehemals formeller Beschäf-
tigungsformen in den informellen Bereich werden arbeits- und kostenintensive 
Teile der Produktion (vor allem der Bekleidungs- und Elektronikindustrie) in 
den globalen Süden und Osten verschoben, wo in Heimarbeit, in Sweatshops 
oder in „Freien Exportzonen“ zu Niedriglöhnen und unter prekären Bedingun-
gen gearbeitet wird. 

Darüber hinaus sind im formellen Be-
reich Tendenzen zur Informalisierung zu 
beobachten, etwa durch die Zunahme 
von „atypischen“ Beschäftigungsfor-
men wie Teilzeit-, Zeit- oder Leiharbeit 
und „Neue Selbstständigkeit“, wie sie 
derzeit in den Industriestaaten im glo-
balen Norden zu beobachten sind (sie-
he dazu auch Kapitel 3, Seite 17).

Gender Gap in der informellen Wirtschaft

Laut ILO arbeiten fast zwei Drittel der ökonomisch aktiven weiblichen Bevöl-
kerung im globalen Süden in der informellen Wirtschaft. In Afrika südlich der 
Sahara sind 84 Prozent der erwerbstätigen Frauen außerhalb der Landwirtschaft 
in der informellen Ökonomie anzutreffen (gegenüber 63 Prozent Männern), für 
Lateinamerika belaufen sich die Zahlen auf geschätzte 58 Prozent (gegenüber 48 
Prozent Männern), in Asien auf 65 Prozent (für Frauen wie Männer) (Stand 2006). 
Besonders hoch ist der Frauenanteil informell Beschäftigter in der arbeitsintensi-
ven Exportindustrie und in den „Freien Exportzonen“ in den Ländern Lateiname-
rikas, Afrikas und Asiens, wo er zwischen siebzig und neunzig Prozent beträgt.

Zwar sind Frauen in der informellen Ökonomie in der Überzahl, in den ein-
kommensstarken Tätigkeitsbereichen in derselben allerdings klar unterreprä-
sentiert. Sie sind weltweit eher in jenen informellen Bereichen tätig, in denen 

niedrige Löhne vorherrschen, wie etwa im Straßenhandel, und die unsichtbar 
und hochgradig ungeschützt sind, wie in der bezahlten Haus- und in der Heim-
arbeit. Je dezentraler und haushaltsnaher gearbeitet wird, desto niedriger 
sind das Einkommen und der Grad der gewerkschaftlichen Organisierung, und 
umso weniger kontrollierbar sind die vorherrschenden Arbeitsbedingungen. 

Es gibt viel weniger Frauen als Männer, die innerhalb der informellen Wirt-
schaft sogenannte Mikro-UnternehmerInnen sind, also andere Menschen be-
schäftigen. Informell beschäftigte Frauen haben zudem weniger Zugang zu 
Weiterbildungs- und Qualifizierungsmöglichkeiten als Männer.

Insgesamt klafft der Gender Gap bei den Einkommen in der informellen Wirt-
schaft noch weiter auseinander als in der formellen. Untersuchungen aus 
Lateinamerika etwa zeigen, dass Frauen in der dortigen infor-
mellen Ökonomie nur 44 Prozent dessen verdienen, was sie 
in der formellen Wirtschaft an Lohn erhalten würden (Männer: 
65 Prozent). 

Zwischen informeller Arbeit, Armut und Geschlecht besteht ein 
deutlicher kausaler Zusammenhang: Die Mehrheit der „Working 
Poor“ – also jener, die trotz Erwerbstätigkeit nicht vor Armut 
geschützt sind, da das Einkommen zu gering ist – ist in der informellen Öko-
nomie tätig und weiblich. Angaben der ILO zufolge leben weltweit mehr als 
700 Millionen informell Beschäftigte und deren Familien von weniger als 1,25 
Dollar am Tag, großteils in Südasien und Subsahara-Afrika. Rund 1,2 Milliarden 
Haushalten stehen täglich weniger als zwei Dollar zur Verfügung. Dabei wären 
weniger als zwei Prozent des weltweiten Bruttoinlandsprodukts nötig, um den 
Ärmsten den Zugang zu sozialen Basisleistungen (z.B. eine grundlegende Ge-
sundheits- und Altersversorgung) zu gewährleisten. 

Der europäische Durchschnitt der „Working Poor“ liegt bei sieben Prozent der 
Erwerbstätigen. In Österreich sind es laut Gewerkschaftsbund 350.000 Per-
sonen, deren Erwerbseinkommen unter der Armutsgefährdungsschwelle liegt 
(Stand Herbst 2010). 

Der Prekarisierung bzw. Informalisierung von Beschäftigungsverhältnissen ent-
gegenzuwirken bedeutet demnach auch, Armut zu bekämpfen. Vor diesem 
Hintergrund stellen „Decent Work“ („menschenwürdige Arbeit“) und die Fra-
ge der Qualität der Beschäftigung einen wichtigen Aspekt in der Armutsre-
duktion dar. 
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Informell arbeiten, prekär leben: 
Informalität als „Dauerkrise“

Das enorme Ausmaß informeller Arbeitsverhältnisse im globalen Süden ist eng 
an Handelsliberalisierungen und Strukturanpassungspolitiken gekoppelt, wie 
sie von der Weltbank, transnationalen Unternehmen und handelpolitischen 
Akteuren seit den 1980ern forciert werden. Erfahrungen aus Afrika, Asien und 
Lateinamerika dokumentieren, dass der Eintritt privater Unternehmen in zuvor 
regulierte Märkte und sinkende staatliche Investitionen in öffentliche Leistun-
gen mit dem Abbau von formalen Arbeitsplätzen einhergehen und die Infor-

malisierung der Beschäftigung wesent-
lich vorantreiben. 

Durch die Deregulierung der Märkte 
wächst die internationale Konkurrenz, 
und Unternehmen versuchen Arbeits-
kosten zu senken, um wettbewerbs-
fähig zu bleiben und ihre Gewinne zu 

sichern – Kosten, die die formelle Beschäftigung mit sich bringt, werden ein-
gespart. Informelle und prekäre Arbeitsarrangements sind somit kein „na-
türliches“ Ereignis oder ein Begleitphänomen sozioökonomischen Wandels, 
sondern werden gezielt hergestellt und gesteuert. So waren z.B. siebzig 
Prozent der Arbeitsplätze, die in Zentralamerika seit dem Freihandelsab-
kommen CAFTA (2003) bzw. DR-CAFTA (2004) geschaffen wurden, in der 
informellen Wirtschaft angesiedelt. Beschäftigt wurden hauptsächlich Frau-
en mit freiem Dienstvertrag, ohne Sozialversicherung und ohne geregelte 
Entlohnung. 

Privatisierte Märkte

In der Vergangenheit stellten in vielen Ländern des Südens die öffentlichen 
Dienstleistungssektoren die wichtigsten Arbeitgeber dar. Durch die Liberali-
sierungen – etwa der Energieversorgung oder im Transport- und Bankenwe-
sen – wurde der Markt für private Anbieter geöffnet und staatliche Auflagen 
wurden abgebaut (z.B. soziale Standards oder Mindestanforderungen bezüg-
lich der Qualifikation von Beschäftigten).

Auch in zahlreichen afrikanischen Staaten haben die Öffnung der Märkte und 
Privatisierungsprogramme zu massiven Einbrüchen in der formellen Beschäfti-
gung geführt, wie am Beispiel Sambias deutlich wird. In den ersten fünf Jahren 
der Liberalisierungsperiode Mitte der 1980er Jahre gingen in der sambischen 
Privatwirtschaft rund 62.000 Arbeitsplätze verloren, die durchschnittlichen Re-
allöhne in der formellen Wirtschaft sanken um 14 Prozent. Während der zwei-
ten Liberalisierungsphase in den frühen 1990er Jahren fiel die Zahl der formel-
len Beschäftigungsverhältnisse weiter, bis Ende der 1990er Jahre betrug ihr 
Anteil nur mehr zehn Prozent aller Erwerbstätigen. 
Die negativen Auswirkungen der Deregulierungspolitik auf den Arbeitsmarkt 
lassen sich exemplarisch an der Privatisierung der Kupferminen ablesen: Mit 
ihrem Verkauf an ausländische Konzerne wurde die Infrastruktur rund um die 
Minen (Spitäler, Schulen und angehängte Dienstleistungen) aufgelöst, was zu 
massiven Arbeitsplatzverlusten führte. 
Die formelle Ökonomie besitzt in Sambia nur mehr eine geringe 
Bedeutung: Mitte der 2000er Jahre waren 83 Prozent aller Er-
werbstätigen in der informellen Wirtschaft beschäftigt. 91 Pro-
zent der erwerbstätigen sambischen Frauen arbeiten informell 
(Männer: 76 Prozent) – anders ausgedrückt: Nur neun Prozent 
der weiblichen Erwerbstätigen im Land befinden sich in formel-
len Arbeitsbeziehungen. 

In den Ländern, wo mit der Liberalisierung des Warenhandels die heimischen 
Märkte für Handels- und Lebensmittelketten multinationaler Konzerne ge-
öffnet werden, kann der lokale Einzel- oder Großhandel nicht mit den Billi-
gimporten konkurrieren. Offizielle Schätzungen gehen davon aus, dass mit 
dem EU-Indien-Freihandelsabkommen, das seit 2007 verhandelt und noch 
heuer abgeschlossen werden soll, in Indien 12 Millionen EinzelhändlerInnen 
ihre Existenzgrundlage verlieren könnten, wie z.B. StraßenhändlerInnen und 
kleine LadenbesitzerInnen. Der traditionelle Einzelhandel spielt für die loka-
len Märkte eine essenzielle Rolle: So wird laut Oxfam derzeit nur ein Prozent 
aller Lebensmittel in Indien in Supermärkten verkauft. Insgesamt sind rund 35 
Millionen Menschen im informell geprägten Einzelhandel beschäftigt, der vor 
allem ärmeren Bevölkerungsschichten ein Einkommen sichert.
Indien nimmt in der aktuellen Außenhandelspolitik der Europäischen Union 
eine zentrale Rolle ein: Die sogenannte „Global Europe“-Strategie sieht vor, 
mittels neuer Freihandelsabkommen die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
europäischer Unternehmen zu steigern, indem u.a. Zölle und andere Han-
delsbeschränkungen abgebaut werden. Kritische BeobachterInnen erwarten, 
dass mit dem Inkrafttreten des Freihandelsabkommens Regulierungen immer 
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schwieriger durchzusetzen sein und damit u.a. die Ernährungssicherheit der lo-
kalen Bevölkerung und der politische Handlungsspielraum indischer Entschei-
dungsträger drastisch beschnitten werden.
Marktkonzentrationsprozesse gehen in den Ländern des Südens insbesondere 
auf Kosten der Armen. In Mexiko werden heute infolge der Privatisierung des 
Finanzwesens etwa achtzig Prozent des Bankensektors von spanischen und 
US-amerikanischen Banken kontrolliert. Studien zeigen, dass die Deregulie-
rung von Finanzdienstleistungen vor allem die mittellose Bevölkerung in länd-
lichen Gebieten sowie kleine und mittelständische Unternehmen vermehrt 
vom Zugang zu Krediten ausschließt. 

Ein aktuelles Beispiel für eine tiefgreifende Liberalisierungspolitik ist Hondu-
ras. Nach dem Staatsstreich von 2009 wurden im zentralamerikanischen Staat 
zuvor eingeführte soziale Standards (z.B. die Anhebung 
des Mindestlohns) zurückgenommen und weitreichen-
de Privatisierungsprogramme installiert. Neben der Ein-
richtung von Sonderwirtschaftszonen und dem Verkauf 
öffentlicher Güter und natürlicher Ressourcen (z.B. Was-
serkraftprojekte zur Energiegewinnung), die ausländische 
Investoren anlocken sollen, forciert die derzeitige hon-
duranische Regierung die Flexibilisierung des Arbeits-
marktes: Das neue Arbeitszeitgesetz ermöglicht es, reguläre Beschäftigung 
durch Stundenarbeit zu ersetzen – Ansprüche auf Leistungen wie Urlaubs- und 
Krankengeld oder Mutterschutz können damit leicht umgangen werden. Die 
gezielte Ausweitung temporärer Beschäftigungsverhältnisse bedeutet für die 
mehrheitlich weiblichen ArbeiterInnen in der Maquila-Industrie, die bereits 
jetzt durch Niedriglöhne und die Unterwanderung arbeitsrechtlicher Bestim-
mungen gekennzeichnet ist, einen herben Rückschritt. AktivistInnen aus sozi-
alen Bewegungen, die gegen die neoliberale Wirtschaftspolitik der Regierung 
protestieren, sehen sich indes Verfolgungen und Repressionen ausgesetzt. 

Unbezahlte und unterbezahlte Frauenarbeit

Die Privatisierung öffentlicher Güter und Dienstleistungen übt vor allem auf 
den weiblichen Bevölkerungsanteil Druck aus. Sinkende Staatseinnahmen (in 
Honduras ging das Staatseinkommen seit dem DR-CAFTA Freihandelsabkom-
men um dreißig Prozent zurück, u.a. durch reduzierte Zolleinkünfte) und Kür-
zungen öffentlicher Ausgaben (für Infrastruktur, Gesundheit, Bildung) resultie-
ren in einer stärkeren Belastung privater Haushalte. 

Frauen werden angehalten, die nunmehrigen Defizite im Sozialbereich durch 
unbezahlte Sorgearbeit zu kompensieren. Zudem müssen sie länger arbeiten, 
um sich die verteuerten privatisierten Dienstleistungen leisten zu können. 
Allerdings haben Frauen meist geringere Chancen, in einen produktiveren 
Sektor zu wechseln, da sie für Familie und Haushalt zuständig sind. Diese 
geschlechtsspezifische Rollenverteilung stellt einen der Gründe dar, warum 
Frauen in der Heimarbeit – der unsichtbarsten Beschäftigungsform in der In-
formalität – überrepräsentiert sind.

Heimarbeit ist eine der wichtigsten Beschäftigungsformen für Frauen in der 
informellen Ökonomie, insbesondere in den Ländern des Südens ebenso wie 
in den Transformationsländern Osteuropas. Sie ist ein wesentlicher Zweig des 
Subcontracting – die Auslagerung arbeitsintensiver Produktionsschritte in die 

unterbezahlte und ungeschütz-
te Heimarbeit stellt dabei einen 
zentralen Kostenvorteil für trans-
nationale Konzerne und ihre 
Subunternehmen dar.
Gegenwärtig existieren weltweit 
rund 82.000 transnationale Un-
ternehmen mit 81.000 Tochter-

gesellschaften. Seit 1982 hat sich die Zahl der Beschäftigten für diese Unter-
nehmen vervierfacht, auf rund 77 Millionen weltweit (Stand 2008). 

Informalität in „Krisenzeiten“

Erfahrungen aus Asien illustrieren den Zusammenhang zwischen der Informa-
lisierung insbesondere der Frauenerwerbsarbeit und Wirtschafts- und Finanz-
krisen deutlich. So wurden beispielsweise in Thailand während der Asienkrise 
in den späten 1990ern 53 Prozent der erwerbstätigen Frauen gekündigt. Auch 
in Südkorea wirkte sich die vom Internationalen Währungsfonds verordnete 
Strukturanpassungspolitik drastisch auf die Erwerbstätigkeit von Frauen aus: 
Hier verloren siebenmal mehr Frauen als Männer ihren Job. Zwischen 1995 
und 1998 verdoppelte sich nahezu die Zahl der Teilzeitarbeitenden, die zu fast 
achtzig Prozent von Frauen gestellt wurden. Vor allem im Dienstleistungssek-
tor wurde Vollbeschäftigung systematisch zu Teilzeitarbeit reduziert. In Thai-
land wie in Südkorea wurden mittels Outsourcing Kosten für Sozialleistungen 
gesenkt und Direktanstellungen vermieden, während die private Stellenver-
mittlung – Leiharbeit – zunahm. 
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Es scheint zunächst, dass Krisen in der formellen Wirtschaft die informelle 
Ökonomie anwachsen lassen – letztere fungiert nach Meinung vieler Öko-
nomInnen als „Auffangbecken“ für freigesetzte Arbeitskräfte aus regulä-
ren Beschäftigungsverhältnissen. Umgekehrt seien Phasen wirtschaftlichen 
Aufschwungs von einem Zuwachs formeller Beschäftigung gekennzeichnet. 
Tatsächlich dehnt sich der informelle Arbeitsmarkt aber nicht nur in „Krisen-
zeiten“, sondern auch mit bzw. trotz industriellen Wachstums und globaler 
Marktintegration aus.
Vor diesem Hintergrund analysiert das feministische Netzwerk WIEGO, das 
sich für die Rechte von ArbeiterInnen in der informellen Wirtschaft einsetzt, 
das widersprüchliche Verhalten der Informalität als spezifisches Merkmal mo-
derner kapitalistischer Entwicklung, das bestimmte informelle Beschäftigungs-
formen – vor allem jene, die durch Outsourcing und Subcontracting geschaf-

fen wurden – begünstigt bzw. überhaupt erst hervorbringt.

Die simple Gleichsetzung „wirtschaftliches Wachstum = Zu-
nahme formaler Arbeitsplätze“ erweist sich als Mythos: Global 
wuchs die Wirtschaft zwischen 1997 und 2007 um 4,2 Prozent, 
die weltweite Beschäftigungsrate jedoch nur um 1,6 Prozent 
pro Jahr an. Das Phänomen des „jobless growth“, also einem 
Wachstum, das keine Arbeitsplätze schafft, lässt sich auch am 

Beispiel Indien darlegen. Obwohl die indische Wirtschaft in den letzten Jahren 
einen jährlichen Zuwachs von acht bis zehn Prozent verzeichnete, sind über 
neunzig Prozent der erwerbstätigen InderInnen informell beschäftigt. In der 
formellen Ökonomie verloren zwischen 1995 und 2002 hingegen rund 1,3 Mil-
lionen Beschäftigte ihren Arbeitsplatz – insbesondere aufgrund der Privatisie-
rung staatlicher Unternehmen. 

Weltweit sind die Beschäftigtenzahlen in der informellen Heimarbeit kontinu-
ierlich im Anstieg begriffen – und belegen, dass die Zunahme unregulierter 
und prekärer Arbeitsverhältnisse und das Wachstum der formellen Ökonomie 
in keinem Widerspruch zueinander stehen. Dies macht auch deutlich, wie sehr 
Leistungen aus der informellen Wirtschaft die Profite der formellen stützen.
Ebenso unterstreicht die Tatsache, dass die Wirtschaftskrise von 2008/09 sehr 
wohl am informellen Arbeitsmarkt zu spüren ist, einmal mehr das relationa-
le Verhältnis zwischen formeller und informeller Ökonomie. So zeigen etwa 
Statistiken aus Südafrika, dass 85 Prozent der Arbeitsplätze, die in der ersten 
Jahreshälfte von 2009 verloren gingen, den informellen Bereich und haushalts-
nahe Dienstleistungen betrafen.

Business as usual? 

Die multiplen Krisen der letzten Jahre (Ernährung, Energie, Finanz, Versor-
gung/Care) waren Gegenstand zahlreicher Medienberichte und Diskussionen. 
Analysen über deren Auswirkungen richteten sich allerdings vornehmlich auf 
die formelle Ökonomie, während die Effekte auf die informelle Wirtschaft nur 
wenig thematisiert wurden.

Im Zuge der jüngsten Krise der Finanzmärkte und ihrer Konsequenzen für die 
Realwirtschaft rückte im globalen Norden die gefährdete Erwerbstätigkeit des 
„weißen Ernährermannes“ verstärkt in den Mittelpunkt. Die Regierungen der 
Industrienationen agierten systemerhaltend, indem die konjunkturpolitischen 
Maßnahmen und Rettungsschirme primär auf die klassischen männlichen Er-
werbssegmente (z.B. Bauwirtschaft, 
Autoproduktion) und die Reparatur des 
Bankensektors abzielten.
Eine Untersuchung von WIEGO und 
SEWA von 2009, in der MüllsammlerIn-
nen, HeimarbeiterInnen und Straßen-
händlerInnen aus zehn Ländern in Af-
rika, Asien und Lateinamerika befragt 
wurden, legt dar, wie stark auch informell Beschäftigte von der Rezession in 
der formellen Wirtschaft betroffen waren: 65 Prozent der Interviewten ver-
zeichneten einen Rückgang in den Aufträgen – wobei die mehrheitlich weibli-
chen „Waste Pickers“ die größten finanziellen Einbußen verzeichneten (da die 
Nachfrage aus China, dem größten Importeur von Abfällen, schrumpfte), wäh-
rend gleichzeitig die Lebenserhaltungs- und Produktionskosten (Lebensmittel, 
Energie und Transport) stiegen.

Die Dynamiken wirtschaftlicher Krisen wirken sich also sowohl auf die formelle 
wie informelle Beschäftigung aus, allerdings mit ungleichen Konsequenzen: 
Im Unterschied zur formellen Wirtschaft sind informell Beschäftigte und Un-
ternehmen in Krisenzeiten einem noch stärkeren Konkurrenzdruck ausgesetzt, 
da zum einen mehr Menschen Beschäftigung in der informellen Wirtschaft 
suchen, zum anderen mehr Arbeitsbeziehungen in der formellen Wirtschaft 
informalisiert werden. Im Gegensatz zu den Erwerbstätigen in formalisierten 
Arbeitsverhältnissen haben informell Beschäftigte jedoch keinen Zugang zu 
sozialer und arbeitsrechtlicher Sicherung – und werden damit umso stärker in 
die Armut gedrängt.
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Allgemein lässt sich festhalten, dass Krisen bereits zuvor eingeleitete Libera-
lisierungs- und Privatisierungstendenzen verstärken. Finanzkrisen wurden und 
werden dahingehend genutzt, unpopuläre Politiken auch gegen die Bevöl-
kerungsmehrheit durchzusetzen – sie fungieren als Beschleuniger des neoli-
beralen Umbaus, wie die Soziologin Christa Wichterich feststellt, mittels stei-
gender Deregulierung durch Informalisierung, weiterer Marktöffnungen durch 
neue Freihandelsverträge und verstärkter Privatisierung durch Auslagerung, 
um den öffentlichen Sektor zu verschlanken und auf Sparkurs zu bringen.
Aus der Perspektive informell beschäftigter Frauen im globalen Süden ist die 
jüngste Wirtschaftskrise demnach keine Neuigkeit, sondern verschärft ledig-
lich ihre ohnehin permanenten Überlebensnöte. 

Prekär im Norden – 
informell im Süden?

Während des letzten Jahrzehnts hat sich insbesondere in den europäischen Indus-
triestaaten ein Diskurs entwickelt, der unter dem Schlagwort der „Prekarisierung“ 
die zunehmend von sozialer Unsicherheit geprägten Arbeits- und Lebensverhält-
nisse thematisiert und in diesem Zusammenhang die Strukturveränderungen des 
Arbeitsmarktes sowie der staatlichen Sozialpolitik kritisch zur Debatte stellt. 
Während „Prekarisierung“ ein relativ junger Begriff ist, wird die „Informalisie-
rung“ der Arbeit bereits seit den 1970er Jahren diskutiert – vorwiegend im 
Kontext der Entwicklungstheorie. In der Literatur über informelle Wirtschaft 
werden die Bezeichnungen „informell“, „dereguliert“, „ungeschützt“, „aty-
pisch“ und „prekär“ oft synonym verwendet, um die Situation der Erwerbstä-
tigen in der informellen Wirtschaft zu beschreiben. 
Obwohl beide Begriffe auf vergleichbare Phänomene verweisen, fällt auf, 
dass „prekäre“ und „informelle Arbeit“ meistens getrennt voneinander dis-
kutiert werden. Versuche, die zwei Diskursstränge miteinander zu verbinden, 
kommen vorwiegend von feministischen Stimmen. Hierbei wird vor allem das 
sogenannte Normalarbeitsverhältnis hinterfragt, das sowohl in der Prekarisie-
rungs- als auch in der Informalisierungsdebatte als normativer Bezugspunkt 
wirkt (als „typisches“, „nicht-prekäres“, „formelles“ Arbeitsarrangement). 

Prekär und feminisiert

Gegenwärtig sind mehr Frauen als je zuvor in den weltweiten Erwerbsmarkt 
integriert. Laut UNIFEM stellen sie mit 1,2 Milliarden einen Anteil von rund 
vierzig Prozent der insgesamt drei Milliarden Erwerbstätigen auf dem Globus 
(Männer: 1,8 Milliarden bzw. sechzig Prozent; Stand 2008). Zwischen Ende der 
1990er und der 2000er Jahre stießen mehr als 200 Millionen Frauen neu auf 
den Arbeitsmarkt. Neben dem quantitativen Ausmaß bezeichnet die „Femi-
nisierung der Beschäftigung“ aber auch eine neue, spezifische Qualität der 
Erwerbsarbeit: Als Ausdruck eines nachhaltigen Umbruchs in der Arbeitswelt 
kennzeichnet der Begriff die Angleichung der Erwerbstätigkeit von Männern 
an bislang für Frauen typische Beschäftigungsformen und  bedingungen, die 
durch geringe Entlohnung, niedrige Qualifizierung und eingeschränkte Auf-
stiegschancen charakterisiert sind.

3 2 



toolkit    Globale Arbeitswelten aus Genderperspektive18 Frauensolidarität 2011 19

Heute weisen in den Industriestaaten im globalen Norden immer mehr Men-
schen diskontinuierliche Erwerbsbiografien auf – immer häufiger finden sie 
sich in prekarisierten Beschäftigungsverhältnissen wieder. „Prekarisierung“ 
bezeichnet, ähnlich wie der Begriff der „Informalisierung“, den Prozess des 
Anstiegs unsicherer Arbeitsbedingungen in der Erwerbsarbeit wie etwa gerin-
ge Arbeitsplatzsicherheit, niedriger bzw. unregelmäßiger Lohn, mangelnder 
Kündigungsschutz, mangelnde Aufstiegschancen usw. Von der Zunahme tem-
porärer und nicht-existenzsichernder Beschäftigungsformen wie Scheinselb-
ständigkeit, Teilzeit-, Zeit- und Leiharbeit, geringfügige Arbeit etc. sind nicht 
nur „klassische“ informelle Beschäftigungsfelder betroffen, auch die „Mitte 
der Gesellschaft“ mit ihren qualifizierten und männlichen Sektoren wird in zu-
nehmender Weise davon erfasst. Von der Informalisierung der Arbeitsbezie-
hungen profitieren in erster Linie die ArbeitgeberInnen, da arbeitsrechtliche 

Regelungen und Kollektivverträge keine bzw. nur unzureichend 
Anwendung finden und so Lohnkosten eingespart werden. 

Als „prekär“ wird aber nicht nur das Phänomen der Auflösung 
der hegemonialen männlichen Erwerbsbiografie – d.h. Vollbe-
schäftigung von der Ausbildung bis zur Rente – beschrieben. 
Dort, wo Erwerbsmärkte dereguliert und Beschäftigungsformen 
und Arbeitszeiten flexibilisiert werden, findet auch ein Abbau 

wohlfahrtsstaatlicher Transferleistungen (z.B. Altersversorgung) und eine Pri-
vatisierung öffentlicher Dienstleistungen statt. Prekarisierung kann daher als 
ein umfassender gesellschaftlicher Umbauprozess betrachtet werden, der die 
sukzessive Rücknahme von sozialen und politischen Rechten zur Folge hat, im 
Sinne der Entsicherung aller Lebensbereiche.

Obwohl der Begriff der „Feminisierung“ vordergründig negativ behaftet ist, 
wird mit ihm auch das Potenzial des Wandels der traditionellen Arbeitsteilung 
zwischen den Geschlechtern sichtbar. An die Abkehr von einer lebenslangen 
Vollzeiterwerbstätigkeit ist auch die Herausforderung verknüpft, Lebens- und 
Arbeitsmodelle zu entwickeln, die die bezahlte Erwerbs- und unbezahlte Re-
produktionsarbeit in ein neues Verhältnis zueinanderrücken.

Wie „normal“ ist das „Normalarbeitsverhältnis“?

Als „Normalarbeitsverhältnisse“ werden Arbeitsbeziehungen bezeichnet, die 
sich auf eine unbefristete Vollzeitbeschäftigung beziehen und durch die Standar-
disierung der Arbeitszeit, des Arbeitsorts und des Arbeitsrechts charakterisiert 

sind. Sie zeichnen sich durch ein kontinuierliches Entgelt und Bestandsschutz-
garantien aus. Diese „geschützte“ Arbeit stellte einen Eckpfeiler der sogenann-
ten fordistischen Wirtschaftsweise im Wohlfahrtsstaat der Nachkriegszeit dar.

Feministische KritikerInnen haben wiederholt darauf hingewiesen, dass das viel 
zitierte „Normalarbeitsverhältnis“ nicht einfach der Regelfall ist, sondern ein his-
torisch und regional spezifisches Phänomen darstellt. Die Etablierung des „Nor-
malarbeitsverhältnisses“, so die Soziologin Christa Wichterich, wurde erst durch 
einen „Klassenkompromiss“ (aufbauend auf den Erfolgen gewerkschaftlicher 
Kämpfe), einen „Entwicklungskompromiss“ (basierend auf einem postkolonialen 
Ressourcentransfer der Länder des Südens in den Norden) und einen „Geschlech-
terkompromiss“ möglich. So waren bzw. sind „Normalarbeitsverhältnisse“ vor-
wiegend männlichen Erwerbstätigen im globalen Norden vorbehalten, die dem 
gesellschaft-
lich vorherr-
schenden Bild 
des Ernährers 
entsprachen. 
Dieses Lohnar-
beitsverhältnis 
beruhte vor 
allem auf der Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern – während der Mann 
im formellen Arbeitsverhältnis einen „Familienlohn“ erhielt, erledigte die Frau 
unbezahlte und gesellschaftlich abgewertete Sorge- und Pflegearbeit. Männer 
waren die „Normalarbeiter“, Frauen Hausfrauen, Mütter und Zuverdienerinnen. 
Die Basis für Vollbeschäftigung, Wohlstand und Wohlfahrtsstaatlichkeit in den 
Ländern des Nordens war also ein mehrfaches Ungleichheitsverhältnis. 

Die mit der Prekarisierung einhergehende Erosion der traditionellen „Ernäh-
rermännlichkeit“ analysiert die Politologin Birgit Mahnkopf indes als Begleit-
erscheinung einer „Dynamik globaler Transformationsprozesse, welche dafür 
sorgt, dass strukturelle Ähnlichkeiten sichtbar werden: zwischen den Ein-Per-
sonen-Unternehmen des informellen Sektors in den Ländern der Südhalbkugel, 
den Kofferhändlerinnen in den Transformationsländern Mittel- und Osteuropas, 
den abhängig Beschäftigten in den Sweatshops der global vernetzten Hersteller 
von Konsumgütern und der Entwicklung von prekären Beschäftigungsverhält-
nissen und neuen Formen von (schein)selbständiger Arbeit in den westlichen In-
dustrieländern. All diese Beschäftigungsverhältnisse bestehen ohne soziale und 
ökonomische Sicherheit. All diese ArbeiterInnen sind mit jener Grunderfahrung 
existenzieller Unsicherheit konfrontiert.“
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Die Debatte über das neue „Prekariat“ in den Ländern des Nordens erlebte 
in jenem Moment einen Aufschwung, als sich auch weiße, männliche Erwerbs-
tätige zunehmend mit flexibilisierten und deregulierten Arbeitsverhältnissen 
konfrontiert sahen. Für Frauen, aber auch für MigrantInnen stellt die Nicht-
Standardbeschäftigung allerdings schon seit längerem die Realität dar. Insbe-
sondere die Teilzeitarbeit hat sich zu einer zunehmend kennzeichnenden Form 
weiblicher Beschäftigung entwickelt. 

„Typische“ Frauenerwerbsarbeit

Die Zuwächse in der Frauenerwerbstätigkeit sind vor allem zeitlich reduzier-
ten Beschäftigungsverhältnissen zu verdanken – so hat sich zwar die Zahl der 

Arbeitsplätze für 
Frauen erhöht, 
jedoch nicht deren 
Beschäftigungs-
volumen. Die 
geschlecht l iche 
Arbeitsteilung im 
Privaten und die 

Geschlechterungleichheiten am Arbeitsmarkt stützen sich gegenseitig, indem 
Frauen primär auf die unbezahlte Arbeit im Haushalt und für die Familie ver-
wiesen werden und ihre Erwerbsarbeit als „Zuverdienst“ verhandelt wird. Die 
meisten Teilzeitbeschäftigten können von ihrem Gehalt nicht leben – die femi-
nisierte Erwerbsarbeit verunmöglicht zunehmend die Existenzsicherung.

Derzeit arbeitet rund ein Drittel der beschäftigten Frauen innerhalb der EU in 
Teilzeit. Laut dem jüngsten Frauenbericht der österreichischen Frauenminis-
terin (2010) ist die hiesige Teilzeitquote zwischen 1995 und 2008 von 14 auf 
23,3 Prozent gestiegen – die Zahl der Vollzeitarbeitsplätze ist dafür rückläu-
fig. Die Teilzeitquote erwerbstätiger Frauen erhöhte sich dabei von 27,4 auf 
41,5 Prozent (Männer: von 4,1 auf 8,1 Prozent) und liegt damit deutlich über 
dem EU-Durchschnitt von 31,1 Prozent. Demnach waren knapp 92 Prozent 
der erwerbstätigen Männer, aber nur 58,5 Prozent der erwerbstätigen Frauen 
vollzeitbeschäftigt.

Die steigende Frauenerwerbstätigkeit im letzten Jahrzehnt ist ausschließlich 
durch die Zunahme der Teilzeitbeschäftigung bedingt: 2008 waren insgesamt 
81 Prozent der Teilzeitbeschäftigten weiblich. 
Innerhalb der Teilzeitarbeit haben insbesondere die geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnisse stark zugenommen (also Teilzeitarbeitsplätze mit einer wö-
chentlichen Arbeitszeit von weniger als zwölf Stunden bzw. einem Monatsein-
kommen von derzeit unter 374 Euro brutto). Zwischen 1995 und 2008 stiegen 
die geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse in Österreich von 136.000 auf 
276.913 an. 
In Österreich stellen Frauen rund siebzig Prozent der geringfügig Beschäftig-
ten, demgegenüber sind die meisten LeiharbeiterInnen Männer (81 Prozent). 
Auch die Zahl der Leiharbeitskräfte hat sich eklatant erhöht – zwischen 2000 
und 2007 von 30.100 auf 66.700 Personen.

Aus dieser gegenderten Perspektive kann „atypische“ Arbeit im globalen 
Norden nur bedingt als genuin neue Entwicklung verstanden werden. Ähnlich 
stellt auch die informelle, ungeschützte Arbeit im globalen Süden die histori-
sche „Normalität“ dar – oder wie es Christa Wichterich zusammenfasst: „Die 
Mehrheit der Weltbevölkerung ist nie aus dem Prekariat herausgekommen.“

Die prekären Beschäftigungsverhältnisse in der Frauenerwerbsarbeit treffen 
aber nicht alle Frauen gleich. Wie etwa das Beispiel der bezahlten Dienst-
leistungen in der Hausarbeit aufzeigt, finden hierarchische Spaltungen unter 
Frauen entlang von Herkunft und Klasse statt. Vor allem Migrantinnen wer-
den in den informellen Arbeitsmarkt gedrängt, z.B. wegen eines illegalisierten 
Aufenthaltsstatus. Vielfach werden auch Bildungsabschlüsse und (nicht forma-
lisierte) Berufsausbildungen nicht anerkannt – aufgrund einer solchen Dequa-
lifizierung wird für viele MigrantInnen der Zugang zum formellen Arbeitsmarkt 
stark eingeschränkt.
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(Selbst-)Organisierung in der 
informellen Wirtschaft

Zu den gravierendsten Problemen informell Beschäftigter zählen ihre Un-
sichtbarkeit und ihre mangelnde gesellschaftliche Anerkennung samt der da-
mit verbundenen rechtlichen und sozioökonomischen Konsequenzen. Ohne 
Registrierung gelten informell Beschäftigte vor dem Gesetz nicht als offizi-
ell erwerbstätig und haben daher keinen oder unzureichenden Anspruch auf 
rechtlichen Schutz und soziale Leistungen. Sie arbeiten entweder ohne Vertrag 
oder sind nicht in der Lage, die Einhaltung des Vertrags durchzusetzen. Auch 

jene, die auf eigene Rechnung oder 
im Familienbetrieb arbeiten, sind als 
Selbstbeschäftigte („self-employed“) 
von Rechten und Sozialleistungen aus-
geschlossen.

Zu den zentralen Forderungen infor-
mell beschäftigter Arbeiterinnen ge-

hören existenzsichernde Mindestlöhne, Zugang zu Grundversorgung (z.B. 
Wasser, Elektrizität), soziale Absicherung (Kranken-, Unfall-, Pensionsversi-
cherung sowie Mutterschutz), Gesundheitsmaßnahmen am Arbeitsplatz, 
Zugang zu (Weiter-)Bildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen und die Ein-
beziehung von Unterstützungsstrukturen hinsichtlich Sorge- und Pflegetätig-
keiten, wie etwa die Betreuung und Versicherung von Kindern und Familien-
angehörigen.

Informell arbeiten – formell organisieren?

Lange Zeit stellten informell Erwerbstätige für konventionelle Gewerkschaften 
keine Priorität dar, da sie ihnen angesichts der heterogenen Beschäftigungs-
verhältnisse (u.a. das häufige Wechseln zwischen Scheinselbstständigkeit und 
Lohnabhängigkeit) den Klassencharakter traditioneller ArbeitnehmerInnen 
absprachen. Angesichts ihrer steigenden Zahl werden jedoch informell bzw. 
prekär Beschäftigte auch für klassische ArbeitnehmerInnen-Organisationen 
zu einem immer bedeutenderen Thema. Ebenso veranlassen die wachsenden 
Tendenzen zur Informalisierung bislang formeller Arbeitsbeziehungen die Ge-

werkschaften dazu, sich verstärkt Beschäftigungsarrangements jenseits des 
„Normalarbeitsverhältnisses“ zu widmen und ihre auf Kollektivverträge und 
Vollbeschäftigung orientierten Instrumentarien zu erweitern.

Um Beschäftigte in der informellen Wirtschaft zu erreichen, sind veränder-
te Formen und Strategien der Organisierung gefragt. Das Wegfallen eines 
klassischen Betriebs als Arbeits- bzw. Organisationseinheit, die Fragmentie-
rung der Arbeitsprozesse und die vereinzelnden Arbeitsformen, wie sie kenn-
zeichnend sind für Tätigkeiten in der informellen Ökonomie, stellen bisherige 
gewerkschaftliche Aktionsformen vor neue Herausforderungen. Dazu gehört 
beispielsweise die Neudefinition des Arbeitsplatzes – in der informellen Öko-
nomie tätig zu sein, bedeutet oftmals, nicht in den Räumlichkeiten eines Ar-
beitgebers/einer Arbeitgeberin, sondern auf der Straße, im eigenen Heim, in 
privaten Haushalten, mobil etc. zu arbeiten. Weil sich informelle ArbeiterInnen 
also nicht (allein) über einen Betrieb bzw. den Arbeitsplatz organisieren lassen, 
kommt bestehenden Community-Strukturen in der Frage der Organisierung 
große Bedeutung zu. 

Hohe Relevanz besitzt auch die Tatsache, dass man selten mit ArbeitgeberInnen 
im herkömmlichen Sinn in Verhandlungen tritt (sondern z.B. mit Behörden, weil 
die informelle Arbeit im öffentlichen Raum stattfindet) bzw. es keine organisier-
te ArbeitergeberInnen-Vertretung gibt (wie etwa im Fall bezahlter Hausarbeit). 

Wesentlich für den Erfolg in der Organisierung informell und prekär Beschäf-
tigter ist, dass Strategien nicht bloß für diese, sondern gemeinsam mit ihnen 
entwickelt werden. Die Stärkung der Selbstvertretung und Selbstrepräsenta-
tion nimmt hierbei einen zentralen Stellenwert ein, damit sich informell Be-
schäftigte aktiv an arbeitsrechtlichen und politischen Verhandlungsprozessen 
beteiligen können. 

Erwähnenswert ist, dass – obwohl der Eintritt in den informellen Arbeitsmarkt 
für die meisten keine freiwillige Entscheidung darstellt – die Formalisierung 
von Arbeitsbeziehungen nicht von allen informell Beschäftigten als prioritä-
res Ziel angesehen wird. Vielmehr stehen die Forderungen nach sozialer Si-
cherheit und Arbeit unter „menschenwürdigen Bedingungen“ im Mittelpunkt 
– und zwar unabhängig davon, ob die Beschäftigung formell oder informell 
erfolgt. Das bedeutet auch, sowohl für ArbeitnehmerInnen in formalisierten 
wie informalisierten Verhältnissen gleichwertige Agenden auszuarbeiten – und 
damit grundlegende Arbeitsrechte entlang der gesamten Wertschöpfungsket-
te einzufordern.
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Im Gegensatz zu zahlreichen Gewerkschaften in den Ländern des Südens be-
sitzen die etablierten ArbeitnehmerInnen-Vertretungen im globalen Norden 
noch wenig Erfahrung in der Organisierung von informell Erwerbstätigen. So 
zählt beispielsweise der indische Gewerkschaftsverband HMS (Hind Mazdoor 
Sabha) 1,2 Millionen mehrheitlich weibliche Mitglieder (von insgesamt rund 4 
Millionen), die in der informellen Wirtschaft tätig sind. 
Auch in der Unterstützungsarbeit von bzw. in der Bündnisarbeit mit Selbst-
organisationen informell Beschäftigter können Gewerkschaften im globalen 
Süden/Osten (wenngleich mit unterschiedlichen Erfolgen) auf eine längere 
Praxis zurückblicken – eine Expertise, die auch hiesigen Gewerkschaften zu-
gutekommen kann. 

Empfehlungen (z.B. von Solidar Suisse), was Gewerkschaften Beschäftigten 
aus der informellen Wirtschaft anbieten können, umfassen:
-  niederschwellige Anlaufstellen für informell und prekär Beschäftigte 
-  Rechtshilfe und Beratung in Arbeitsfragen, insbesondere für MigrantInnen 
-  Krankenversicherung und Kredite 
-  Bildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen
-  Berücksichtung in Kollektivverträgen 
-  Förderung der Repräsentation und Partizipation von Frauen und MigrantIn-

nen innerhalb der eigenen Organisationen
-  Beratung bei Kooperativengründungen 
-  Unterstützung in der Organisationsentwicklung informell und prekär Be-

schäftigter, z.B. in Bezug auf die rechtliche Anerkennung neuer Organisatio-
nen 

-  Bereitstellen von personellen und finanziellen Ressourcen für den Aufbau 
von Netzwerkstrukturen und die Zusammenarbeit mit neuen gewerkschafts-
ähnlichen Initiativen „von unten“, sozialen Bewegungen, NGOs etc. 

Selbstorganisation von Frauen in der informellen Wirtschaft

In den meisten Fällen sind informelle ArbeiterInnen vom Recht auf freie Ver-
einigung ausgeschlossen oder werden eingeschüchtert. Trotzdem hat sich, 
insbesondere seit den 1990ern, eine Vielzahl an Selbstorganisationen in der 
informellen Wirtschaft herausgebildet. Diese lokal ausgerichteten Commu-
nity-Organisationen sind vielfach entstanden, um angesichts der dringlichen 
Probleme, mit denen informell Beschäftigte konfrontiert sind, mit kommuna-
len Behörden und anderen Instanzen in Kommunikation zu treten. 

Da vor allem Frauen in unsicheren und informalisierten Arbeitsverhältnissen 
anzutreffen sind, überrascht es wenig, dass die älteste Selbstorganisation in-
formell Beschäftigter auch von diesen ausging: Die Self-Employed Women’s 
Association (SEWA), Anfang der 1970er Jahre in Indien gegründet, ist das be-
kannteste Beispiel gewerkschaftlicher weiblicher Selbstorganisierung (siehe 
dazu auch Kapitel 5, Seite 27). 

Frauenorganisationen wie SEWA, Working Women’s Forum oder Annapurna 
Mahila Mandal (alle in Indien) sind entstanden, da die traditionellen Gewerk-
schaften nicht bereit waren, die Belange und Forderungen weiblicher informell 
Beschäftigter wirksam zu vertreten. Doch nicht nur die überproportionale Re-
präsentation von Frauen in der informellen Wirtschaft steht in klarem Wider-
spruch zur männlichen Dominanz innerhalb konventioneller Gewerkschaften. 
Ausgehend von einer Identität als Frau-
engewerkschaft ist etwa der Ansatz von 
SEWA ganzheitlich auf die Lebenssitu-
ation von Frauen als „informal work-
force“ ausgerichtet und berücksichtigt 
in ihrem Aktivitätsspektrum auch die 
Unterstützung in der unbezahlten Re-
produktionsarbeit (z.B. Kinderbetreu-
ung, Krankenpflege, Versorgung mit Trinkwasser etc.). Selbstorganisationen 
von Frauen in der informellen Ökonomie thematisieren damit nicht nur die ge-
schlechtsspezifischen Diskriminierungen auf den Erwerbsarbeitsmärkten (z.B. 
Zuweisung in die unsichtbare und unterbezahlte Heim- und Haushaltsarbeit), 
sondern auch die geschlechtshierarchische Teilung in bezahlte Erwerbs- und 
unbezahlte Sorgearbeit.

Einige Selbstvertretungen informell Beschäftigter haben sich weiter professi-
onalisiert und konnten sich auch auf nationaler Ebene als selbstständige Ge-
werkschaft „von unten“ etablieren (wie z.B. SEWA). Doch nicht immer gelingt 
die Anerkennung als gewerkschaftliche Vertretung durch bestehende Gewerk-
schaften und Behörden, u.a. weil informell Beschäftigte nicht als offiziell er-
werbstätig gelten. 

Da sich die selbstorganisierten Zusammenschlüsse informell Beschäftigter 
über Beiträge von Mitgliedern finanzieren, diese aber oft an oder unter der 
Armutsgrenze leben, sind die Organisationen besonders auf finanzielle För-
derungen von außen angewiesen. Dort, wo sich traditionelle Gewerkschaften 
für Beschäftigte in der informellen Ökonomie öffnen, können Selbstorganisa-
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tionen mit Hilfe derer Ressourcen – finanziell wie personell – Organisierungs- 
und Dokumentationsarbeit leisten, Kampagnen lancieren und Öffentlichkeit 
für ihre Anliegen herstellen.

Koalitionen für arbeitsrechtliche Kämpfe

Inspiriert von SEWA wurden in den 1990ern bzw. 2000ern drei transnationale 
Allianzen gegründet: HomeNet, StreetNet und WIEGO. Neben der Samm-
lung von Datenmaterial zur Situation von ArbeiterInnen in der informellen 
Wirtschaft erreichten diese Lobby-Plattformen zusammen mit SEWA, dass die 
ILO 1996 die Konvention zur Heimarbeit annahm, die die Gleichbehandlung 
von HeimarbeiterInnen mit anderen ArbeitnehmerInnen zum Ziel hat – u.a. 
sind hier das Recht, sich zu organisieren, der Schutz gegen Diskriminierung, 
Arbeitsschutz, soziale Absicherung, Zugang zu Ausbildung und Mutterschutz 
festgelegt. 

Wie sehr die Anerkennung von (weiblich) informell Beschäftigten dem politi-
schen Willen der einzelnen Regierungen unterliegt, zeigt sich indes an der Tat-
sache, dass die ILO-Konvention bislang von nur sieben Staaten (Albanien, Ar-
gentinien, Bosnien und Herzegowina, Bulgarien, Finnland, Irland, Niederlande) 
– mehrheitlich „Entsendeländer“ – ratifiziert wurde. Die Unterzeichnung der 
Konvention Nr. 177 durch jene Staaten im globalen Norden, die von den Leis-
tungen von HeimarbeiterInnen wirtschaftlich profitieren, bleibt weiterhin aus. 

Erst kürzlich (im Juni 2011) verabschiedete die ILO nach jahrelangen Debatten 
das neue „Übereinkommen über menschenwürdige Arbeit für Hausangestell-
te“ („Convention Concerning Decent Work For Domestic Workers“, C189), 
das erstmals den ökonomischen Beitrag der weltweit auf 50 bis 100 Millionen 
geschätzten Hausangestellten explizit würdigt und globale Standards hinsicht-
lich ihrer Arbeitsrechte formuliert. Regierungen sind nun aufgefordert, die 
Konvention zu ratifizieren und in ihre nationalen Gesetzgebungen einfließen 
zu lassen.

Diese Beispiele zeigen, wie Top-down- und Bottom-up-Organisierungsformen 
einander ergänzen können, um die Anliegen informell Beschäftigter an poli-
tische Entscheidungsträger und internationale Organisationen zu vermitteln. 
Solchen strategischen Allianzen zwischen Gewerkschaftsbewegung, Selb-
storganisationen von informell Beschäftigten, NGOs und anderen Gruppen 
kommt daher auch in Zukunft wesentliche Bedeutung zu.

Beispiele der (Selbst-)Organisierung 
in der informellen Wirtschaft

Insbesondere während der 1990er Jahre haben sich in der informellen Ökono-
mie zahlreiche Selbstorganisationen und „Gewerkschaften von unten“ gebil-
det. Zugleich wurde seitens der traditionellen Gewerkschaften die Bündnisar-
beit mit Organisationen informell Beschäftigter verstärkt. Auch die Etablierung 
regionaler und länderübergreifender Netzwerke, die sich für die Rechte infor-
mell Beschäftigter einsetzen, wurde erfolgreich fortgesetzt.

„Forces for Change“
AZIEA (Alliance for Zambia Informal Economy Associations), Zambia

Sambia weist eine der weltweit höchsten Informalisierungsraten auf: Über 78 
Prozent der schätzungsweise 4,2 Millionen Erwerbstätigen im Land sind der-
zeit in der informellen Ökonomie aktiv. Seit den Strukturanpassungsprogram-
men in den 1990ern ist die Zahl der informell Beschäftigten – ebenso wie die 
Armut – deutlich gestiegen: Über siebzig Prozent der informell Beschäftigten 
in Sambia leben von weniger als zwei US-Dollar pro Tag.

Zu dieser Zeit begannen zahlreiche informelle ArbeiterInnen sich zu organisie-
ren. In Reaktion auf diese Entwicklung wurde 2002 der Dachverband AZIEA 
(Alliance for Zambia Informal Economy Associations) gegründet, mit Unter-
stützung von und in Kooperation mit WEAZ (Workers Education Association 
Zambia), einer Teilorganisation des größten Gewerkschaftsverbands ZCTU 
(Zambia Congress of Trade Unions). Bereits 1996 änderte ZCTU seine Aufnah-
merichtlinien und öffnete derart seine gewerkschaftlichen Strukturen für die 
neu entstandenen Organisationen informell Beschäftigter.

Die neun Mitgliedsorganisationen von AZIEA kommen vorwiegend aus dem 
Bereich des informellen Straßen- und Markthandels, zusammen repräsentieren 
sie rund 50.000 Beschäftigte – mehrheitlich Frauen. Diesem Geschlechterver-
hältnis wird u.a. dadurch Rechnung getragen, dass bei AZIEA mindestens die 
Hälfte des leitenden Gremiums von Frauen repräsentiert sein muss.
Die Ziele von AZIEA umfassen u.a., die unorganisierten Beschäftigten in der 
informellen Wirtschaft im Land zu organisieren und diesen ihre sozialen Rech-
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te und Arbeitsrechte zu vermitteln, die Solidarität zwischen den Organisatio-
nen informell Beschäftigter auf regionaler und nationaler Ebene zu fördern, 
informelle Straßen- und MarkthändlerInnen in internationalen Plattformen und 
Formen zu vertreten und Einfluss auf die Gesetzgebung hinsichtlich der Inter-
essen informell Beschäftigter zu nehmen.
AZIEA ist „assoziiertes Mitglied“ bei ZCTU und profitiert von dessen Mitglie-
derleistungen wie z.B. Bildungsmaßnahmen und Trainings. Ebenso wird damit 
die Mitwirkung an politischen Entscheidungsprozessen ermöglicht. Obwohl 
dieser Mitgliedsstatus AZIEA Öffentlichkeit und Sichtbarkeit verleiht, stößt er 
intern auch auf Kritik: So besitzt AZIEA kein Wahlrecht wie andere ordentli-
che ZCTU-Mitglieder und ist nicht Teil der offiziellen ZCTU-Delegation bei der 
jährlichen ILO-Konferenz. Derzeit bemüht sich AZIEA, vollen Mitgliedsstatus 
zu erhalten und in allen gewerkschaftsinternen Foren bei ZCTU, die die Arbeit 
in der informellen Ökonomie betreffen, vertreten zu sein. 

Hinsichtlich der Anerkennung von Organisationen aus der informellen Wirt-
schaft liefern Beispiele aus anderen afrikanischen Staaten ein ambivalentes 
Bild: Während beispielsweise MUFIS (Malawi Union for the Informal Sector) of-
fiziell als Gewerkschaft registriert ist, wird KENASVIT (Kenya National Alliance 
of Street Vendors and Informal Traders) von den konventionellen Gewerk-
schaften nicht anerkannt – obwohl ihre Mitgliederzahlen jene der klassischen 
ArbeitnehmerInnen-Vertretungen in der formellen Ökonomie übersteigen.

„Both an organisation and a movement“
SEWA (Self-Employed Women’s Association), Indien

Das wohl bekannteste und am vollständigsten beschriebene Beispiel der 
Selbstorganisierung von Frauen in der informellen Wirtschaft ist SEWA (Self-
Employed Women’s Association), die Anfang der 1970er in Ahmedabad, Gu-
jarat gegründet wurde und aus dem Frauenflügel der ältesten und größten 
Textilgewerkschaft Indiens hervorging. Nach zahlreichen Widerständen wurde 
SEWA 1972 offiziell als Gewerkschaft eingetragen – das Konzept, informell 
Beschäftigte unterschiedlicher Bereiche (z.B. Straßenhändlerinnen und Heim-
arbeiterinnen) zu organisieren, ohne einen Arbeitgeber/eine definierte Arbeit-
geberin im traditionellen Sinn zu definieren, stellte zum damaligen Zeitpunkt 
ein absolutes Novum dar. Heute organisiert SEWA rund eine Million informell 
weibliche Beschäftigte in neun indischen Bundesstaaten.
SEWA besitzt Vorbildwirkung für zahlreiche Selbstorganisationen in der infor-
mellen Ökonomie. Im Mittelpunkt stehen Organisierung, Capacity Building 

und einkommenschaffende Aktivitäten. SEWA unterstützt die Gründung von 
Kooperativen und Selbsthilfegruppen, organisiert Versicherung, Gesundheits- 
und Kinderfürsorge sowie Bildung und Schulungsmaßnahmen für Frauen. In 
ihren gewerkschaftlichen Kämpfen setzt sich SEWA u.a. für Mindestlöhne, Ver-
kaufslizenzen für Straßenhändlerinnen und die Anwendung der Arbeitsschutz-
gesetzgebung auf die informelle Wirtschaft ein. 

SEWA setzt sich nicht nur für die alte Forderung der Arbeiterinnenbewegung 
nach gleichem Lohn für gleiche Arbeit ein. Sie bildet auch Frauen in „Männer-
berufen“ aus, um die geschlechtshierarchische Segmentierung des Arbeits-
marktes zu durchbrechen. Wesentlich ist, dass bei SEWA auch die unbezahlte 
Reproduktions- und Sorgearbeit von Frauen – wie z.B. Kinderbetreuung und 
Krankenpflege, Versorgung mit Trinkwasser usw. – in das Aktivitätsspektrum 
einbezogen wird.

In den 1990er Jahren widmete sich SEWA verstärkt der transnationalen Ver-
netzung und gründete 1997 zusammen mit UNIFEM und der Harvard Uni-
versität das internationale Forschungsnetzwerk WIEGO (Women in Informal 
Employment: Globalizing and Organizing). 

SEWA war auch eine der treibenden Kräfte hinter der Konvention zur Heimar-
beit, die 1996 von der ILO angenommen wurde und die die Gleichbehandlung 
von HeimarbeiterInnen mit anderen ArbeitnehmerInnen zum Ziel hat. In der 
Konvention sind u.a. das Recht auf Organisation, der Schutz gegen Diskrimi-
nierung, Arbeitsschutz, soziale Absicherung sowie der Zugang zu Ausbildung 
und Mutterschutz festgelegt. Ebenso engagierte sich SEWA in der ILO-Agen-
da zu „Decent Work“ (2002) sowie bei der Abhaltung der ersten internationa-
len Konferenz zur informellen Wirtschaft, die 2003 in Indien stattfand.

„Wastepickers across India unite!“
KKPKP (Kagad Kach Patra Kashtakari Panchayat), Indien

Rund um den Globus gehört das Müllsammeln zu den größten Beschäfti-
gungsfeldern innerhalb der informellen Wirtschaft. Schätzungen zufolge sind 
in Indien 1,5 Millionen Menschen als „waste pickers“ unterwegs, die auf diese 
Weise ihren Lebensunterhalt verdienen – mehr als neunzig Prozent sind Frauen 
und Kinder, fast alle gehören der Gemeinschaft der Dalits an. 
Obwohl die MüllsammlerInnen einen immensen wirtschaftlichen und ökologi-
schen Nutzen erbringen – der gesammelte und danach sortierte Müll geht als 
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Rohmaterial an die Recycling-Industrie zurück, Städte sparen hohe Kosten für 
Transport und Beseitigung –, gehört ihre Arbeit zu den am wenigsten anerkann-
ten Tätigkeiten. 

Seit 1993 ist KKPKP (Kagad Kach Patra Kashtakari Panchayat) als gewerkschaft-
liche Vertretung der MüllsammlerInnen in Pune (Indien) aktiv und setzt sich für 
deren Anerkennung und die Existenzsicherung ein. In der Metropole Pune 
(vier Millionen EinwohnerInnen) spart die Stadtregierung durch die informellen 
MüllsammlerInnen pro Jahr rund 16 Millionen US-Dollar ein. Der „Arbeiterrat 
für Papier, Glas und Blech“ erreichte u.a., dass MüllsammlerInnen in Pune re-
gistriert werden und Ausweise erhalten, der sie zum Müllsammeln berechtigt. 
In Zusammenarbeit mit der Kommunalverwaltung wurde ein Beschäftigungs-
programm entwickelt, der den „waste pickers“ in bestimmten Stadtteilen ein 
sicheres Einkommen und bessere Arbeitsbedingungen ermöglicht.
KKPKP ist Teil der Alliance of Indian Wastepickers (AIW), einem nationalen 
Netzwerk von 35 Gruppen, die ArbeiterInnen aus der informellen Müll- und 
Recyclingwirtschaft organisieren. 

Dem weltweiten Trend zur Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen folgend 
versucht die indische Regierung, die Probleme in der Abfallwirtschaft durch 
„Outsourcing“ an private Firmen zu lösen, was den MüllsammlerInnen ihre Ar-
beitsgrundlage entziehen würde. Neben dem Verbot privater Abfallfirmen be-
inhalten die wichtigsten Forderungen der organisierten informellen Müllsamm-
lerInnen die Anerkennung ihres Beitrags zur und die Integration in die formelle 
Abfallwirtschaft. Dazu gehören u.a. die Bereitstellung einer Infrastruktur seitens 
der städtischen Behörden (Versorgung mit Wasser, sanitäre Anlagen, Plätze, 
um den Müll zwischenzulagern), die Lizenzvergabe an Einzelne oder Koope-
rativen sowie Trainings und Bildungsmaßnahmen zwecks Professionalisierung.

„Solidarity across South Asia“
HomeNet South Asia

Der asiatische Kontinent weist die höchste Zahl an informell Beschäftigten auf, 
die in der Heimarbeit tätig sind. Allein in Südasien gibt es schätzungsweise 
fünfzig Millionen HeimarbeiterInnen, achtzig Prozent davon sind Frauen. In 
Bangladesh und Pakistan stellt Heimarbeit mit 71 bzw. 65 Prozent Anteil an 
der weiblichen Gesamtarbeitskraft die wichtigste informelle Beschäftigungs-
form für Frauen außerhalb der Landwirtschaft dar. Weltweit wird die Anzahl 
der „home-based workers“ auf 100 Millionen vermutet.

Ursprünglich als Projekt von UNIFEM und SEWA initiiert, wurde HomeNet 
South Asia 2007 als repräsentatives Organ von Heimarbeiterinnen in Südasien 
anerkannt. Als regionales Netzwerk schließt HomeNet South Asia heute rund 
300 HeimarbeiterInnen-Organisationen aus Bangladesch, Indien, Nepal, Paki-
stan und Sri Lanka zusammen.
Entlang der 2000 verfassten Deklaration von Kathmandu, die in Einklang mit 
der ILO-Konvention von 1996 die Rechte von HeimarbeiterInnen in Südasien 
formuliert, wurden die Ziele von HomeNet South Asia entwickelt – darunter 
die Sichtbarmachung von HeimarbeiterInnen und ihren Forderungen, die Be-
rücksichtigung von HeimarbeiterInnen in den nationalen Gesetzgebungen so-
wie die Stärkung von Basis- und Selbstorganisationen von HeimarbeiterInnen. 
Laut einer Studie von 2007 sind nur etwa 17 Prozent der HeimarbeiterInnen in 
Indien und rund 13 Prozent in Pakistan gewerkschaftlich organisiert.

Gerade die Heimarbeit weist eine Vielzahl an heteroge-
nen Beschäftigungsformen auf, von Näh- und Stickarbei-
ten bis hin zur computergestützten Tele-Arbeit. Die ILO-
Konvention von 1996 definiert Heimarbeit als Arbeit, die 
in der Wohnung des Heimarbeiters/der Heimarbeiterin 
oder in anderen Räumlichkeiten seiner/ihrer Wahl (ausge-
nommen die Arbeitsstätte des Arbeitgebers/der Arbeit-

geberin) und gegen Entgelt verrichtet wird und „deren Ergebnis ein Erzeugnis 
oder eine Dienstleistung nach den Vorgaben des Arbeitgebers/der Arbeitge-
berin ist, unabhängig davon, wer die verwendeten Ausrüstungen, Materialien 
oder sonstigen Einsatzfaktoren bereitstellt“.
In der Praxis erweist sich die Identifikation eines Arbeitgebers/einer Arbeit-
geberin allerdings nicht immer als eindeutig: So entledigen sich etwa trans-
nationale Unternehmen durch die Auslagerung der Produktion und die Auf-
tragsvergabe an Subunternehmen, die ihrerseits wiederum auf ein riesiges 
Netzwerk an Subsubunternehmen und HeimarbeiterInnen zurückgreifen, der 
Verantwortlichkeit als übergeordnete Arbeitgeber. Um die Rechte von Heim-
arbeiterInnen durchsetzen zu können, kommen daher sowohl lokalen als auch 
nationalen und transnationalen Bündnissen zwischen Frauen-, Grassroots- und 
zivilgesellschaftlichen Organisationen große Bedeutung zu.
Die Überrepräsentation von Frauen in der Heimarbeit hat verschiedene Ursa-
chen wie etwa der fehlende Zugang zu Qualifikation und Ausbildung für die 
formale Ökonomie, soziale und kulturelle Restriktionen hinsichtlich ihrer Mobi-
lität, vor allem jedoch die geschlechtsspezifische Zuweisung gesellschaftlicher 
Sorgearbeit für Kinder und Familienangehörige, die Frauen dazu veranlasst, 
zuhause zu arbeiten.
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„Du hast Rechte – auch ohne Papiere!“
ver.di MigrAr (Migration & Arbeit), Deutschland

2008 richtete ver.di, die Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft in Deutsch-
land, erstmals eine gewerkschaftliche Anlaufstelle ein, bei der sich Menschen 
ohne gesicherten Aufenthalt über Fragen des Arbeits- und Sozialrechts infor-
mieren können. Bundesweit leben schätzungsweise über eine Million Migran-
tInnen ohne gesicherten Aufenthalt. Ohne Papiere wird ihnen der Zugang zum 
regulären Arbeitsmarkt verweigert, infolge sind undokumentierte ArbeiterIn-
nen in informellen Verhältnissen vor allem als private Haushaltshilfen und Rei-
nigungskräfte, in der Pflege, als SaisonarbeiterInnen in der Landwirtschaft, in 
der Gastronomie, in der Sexarbeit, auf dem Bau oder als Hilfskräfte tätig.

Im Prinzip gelten arbeitsrechtliche Bestimmungen unab-
hängig vom Aufenthaltsstatus – jedoch kann eine Person 
ohne legalen Aufenthalt diese in der Regel nicht einfor-
dern. In dieser prekären rechtlichen Situation werden so-
ziale, tarifliche und rechtliche Standards meist weit unter-
schritten. Arbeitslöhne zwischen zwei und drei Euro pro 
Stunde sind keine Seltenheit, Überstunden werden viel-
fach nicht ausbezahlt, exzessive Arbeitszeiten kommen 
häufig vor. Da der Aufenthaltsstatus nicht geregelt ist und Abschiebung eine 
allgegenwärtige Gefahr darstellt, sind die Beschäftigten leicht erpressbar.

Aktuell existieren in Deutschland vier gewerkschaftlich verankerte Anlaufstel-
len für undokumentierte ArbeiterInnen (in Hamburg, Berlin, München und 
Frankfurt/Main), die mit dem Slogan „Du hast Rechte – auch ohne Papiere!“ 
auf sich aufmerksam machen. 

Laut einer Studie von ver.di beschäftigten im Frühjahr 2000 etwa 7,6 Prozent 
der Privathaushalte in Deutschland regelmäßig eine Putz- oder Haushaltshil-
fe, was mehr als 2,9 Millionen Beschäftigungsverhältnissen entspricht. Zählt 
man die gelegentlichen Beschäftigungsverhältnisse dazu, kommt man auf eine 
Summe von vier Millionen Privathaushalten. Allerdings: Von den dort tätigen 
Personen schienen nicht einmal 40.000 in der Sozialversicherungsstatistik auf. 
Zwischenzeitlich dürften die Zahlen in den letzten Jahren weiter angestiegen 
sein.
Aus den Bereichen Privathaushalt und Industrie stammen auch zwei öffentlich 
dokumentierte Fälle, in denen von Betroffenen mit Unterstützung einer der 
Beratungsstellen ein nicht bzw. nicht zur Gänze ausbezahlter Lohn vor dem Ar-

beitsgericht eingeklagt wurde. Die Geschichte von Ana S. und ihrem Arbeits-
kampf wurde im Dokumentarfilm „Mit einem Lächeln auf den Lippen. Eine 
Haushälterin ohne Papiere zieht vors Arbeitsgericht“ festgehalten. 

Personen ohne gesicherten Aufenthalt haben die Möglichkeit, ver.di als Ge-
werkschaftsmitglied beizutreten und somit den Rechtsschutz in Anspruch zu 
nehmen bzw. Kostenübernahme zu beantragen. Neben arbeitsrechtlicher Be-
ratung rund um Themen des Lohnbetrugs (Unterbezahlung, Bezahlung unter 
dem Tarifvertrag oder unter dem vereinbarten Stundenlohn, Nichtausbezah-
lung ganzer Monatsgehälter oder von Überstunden, Teilauszahlungen in Form 
von Sachleistungen) sind auch sozialrechtliche Aspekte ein zentraler Bestand-
teil der Beratungstätigkeit.
Die Beratungsstellen sind deshalb Teil von Netzwerken, die sich um Belange 

der Betroffenen wie gesundheitliche Versorgung, Woh-
nungsprobleme und Abschiebegefahr kümmern und für 
die Durchsetzung politischer Rechte kämpfen. Zudem 
arbeiten die Beratungsstellen mit Organisationen, die 
Rechtsberatung in Aufenthaltsfragen durchführen, mit 
migrantischen Organisationen und Initiativen sowie mit 
unterschiedlichen antirassistischen Gruppen zusammen. 

Selbstermächtigung durch „conscientização“
FENATRAD (Federação Nacional das Trabalhadoras 
Domésticas), Brasilien

Bezahlte Hausarbeit stellt in Lateinamerika einen der größten Erwerbsfelder 
für Frauen dar. In Brasilien sind fast zwanzig Prozent aller weiblichen Arbeits-
kräfte in privaten Haushalten tätig, davon rund sechzig Prozent schwarze Frau-
en. Die starke sozioökonomische Ungleichheit im Land führt seitens der ein-
kommensstarken Haushalte zu einer großen Nachfrage nach „Domésticas“, 
während sich ein billiges Angebot an Hausangestellten aus den ärmeren Be-
völkerungsschichten rekrutiert.

Die Löhne der haushaltsnahen Dienstleisterinnen gehören zu den niedrigsten 
am brasilianischen Arbeitsmarkt, die Informalisierungsrate liegt bei über fünf-
zig Prozent – das bedeutet, dass die Mehrheit der Hausangestellten u.a. kei-
ne Sozialversicherung hat und bestehende gesetzliche Ansprüche nur schwer 
durchsetzen kann.
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Ein Hauptaugenmerk in der Arbeit gewerkschaftlicher Vertretungen von Haus-
angestellten liegt daher in der Aufklärung über die Notwendigkeit geregelter 
Arbeitsnachweise. FENATRAD (Federação Nacional das Trabalhadoras Domé-
sticas, Nationaler Bund der Hausangestellten) ist der nationale Dachverband 
der Hausangestellten-Gewerkschaften in Brasilien. Ihm ist es in den vergange-
nen Jahren gelungen, Mindeststandards durchzusetzen – so ist es beispiels-
weise nicht mehr zulässig, Kosten für Essen oder Hygieneprodukte vom Lohn 
abzuziehen. Geregelt wurde auch ein Anspruch auf Feiertage und Urlaub und 
der Kündigungsschutz für Schwangere. Nicht durchgesetzt werden konnten 
bislang der Schutz bei Arbeitsunfällen und der gesetzliche ArbeitgeberInnen-
beitrag zur Pensionsversicherung. Nach wie vor haben Hausangestellte in Bra-
silien keine Arbeitslosenversicherung, ihre Arbeitszeiten sind nicht reglemen-
tiert, Überstunden werden nicht bezahlt.

Neben der rechtlichen Gleichstellung 
mit anderen ArbeiterInnen, die die 
Forderung nach gerechter Entlohnung 
und fairen Arbeitsbedingungen mit-
einschließt, geht es der brasilianischen 
Bewegung der Hausangestellten aber 
auch um die Selbstermächtigung der 

betreffenden Frauen. Gerade in haushaltsnahen Dienstleistungen ist die per-
sönliche Abhängigkeit vom Arbeitgeber/von der Arbeitgeberin besonders 
groß, was Ausbeutung, sexuelle Übergriffe und Gewalt erleichtert. Der Begriff 
„conscientização“ im Sinne des brasilianischen Pädagogen Paulo Freire spielt 
hierbei eine zentrale Rolle: Er steht für eine kritische, politische Bewusstseins-
bildung, die aus dem eigenen, unmittelbaren Arbeitsalltag herrührt. 

Gewerkschaftliche Selbstorganisationen stellen somit auch einen sozialen 
Raum dar, der den isolierenden Tendenzen und der Unsichtbarkeit, wie sie für 
die Arbeit in privaten Haushalten charakteristisch sind, entgegenwirkt und den 
solidarischen Austausch zwischen Hausangestellten ermöglicht. 

Die Öffentlichkeitsarbeit der Hausangestellten-Gewerkschaften zielt insbe-
sondere auf die Anerkennung von Hausarbeit als gesellschaftlich notwendi-
ge Arbeit und, damit einhergehend, auf eine positive Umdeutung des Berufs 
der Hausangestellten ab. Bündnisse mit anderen sozialen Bewegungen wie 
Gewerkschaften, feministischen Gruppen und anderen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen tragen den Protest weiter nach außen und stellen die Forde-
rungen der Hausangestellten auf eine breitere Basis.

„Justice for Migrant Domestic Workers“
Kalayaan, Großbritannien

In den letzten Jahrzehnten hat sich der Privathaushalt zu einem der größten 
und am schnellsten wachsenden Arbeitsmärkte für Frauen – insbesondere für 
Migrantinnen – entwickelt. Immer mehr Haushalte im globalen Norden wie 
Süden greifen auf die bezahlten Dienste von Migrantinnen zurück, um Reini-
gungs-, Betreuungs- und Pflegearbeiten auszulagern.

„Domestic work“ zählt zu den am geringsten geschätzten informellen Arbei-
ten und ist vielfach u.a. durch einen hohen Grad an Isolation bei Live-in-Arbeit 
(Hausangestellte, die im Haus des Arbeitgebers/der Arbeitgeberin wohnen), 
exzessive Arbeitszeiten und ein starkes Ausbeutungsverhältnis durch die per-
sönliche Nähe zum/zur ArbeitgeberIn charakterisiert. Für undo-
kumentierte migrantische Hausangestellte stellt ein irregulärer 
Aufenthaltsstatus eine weitere, besondere Hürde in der (Selbst-)
Organisierung dar.

Der in London ansässige Verein Kalayaan wurde 1987 gegrün-
det, um Migrantinnen in haushaltsnahen Dienstleistungen zu 
beraten und zu vertreten. Als unabhängige Vereinigung von 
privaten UnterstützerInnen und zivilgesellschaftlichen Organisationen kämpft 
Kalayaan für Arbeitsrechte und soziale Rechte migrantischer Hausangestellter 
und die Schaffung eines unabhängigen Aufenthaltsstatus für diese. 

Mit ihrer Legalisierungskampagne in den 1990ern konnte Kalayaan das 
Bleiberecht für undokumentierte migrantische Hausarbeiterinnen in Groß-
britannien teilweise durchsetzen. Die Forderungen der Kampagne beinhal-
teten eine Generalamnestie für migrantische Hausangestellte ohne regu-
lären Aufenthaltstitel, die Verpflichtung zu schriftlichen Arbeitsverträgen 
sowie das Recht auf Wechsel des Arbeitsplatzes. Die damalige konservative 
Regierung reagierte ambivalent: Zwar wurde ein Gesetz zur Legalisierung 
betroffener Hausarbeiterinnen erlassen, zugleich jedoch die Einwande-
rungsbestimmungen weiter verschärft – vorgeblich zum Schutz der Haus-
arbeiterinnen.
Die Organisationsstruktur der Kampagne war eine doppelte: Während die 
UWA (United Workers Association) als Organisation der Hausangestellten 
agierte, stellte sich Kalayaan als UnterstützerInnengruppe hinter die UWA – 
so wurde sichergestellt, dass Hausangestellte selbst die Politik der Organi-
sation mitbestimmen und privilegierte UnterstützerInnen nicht dominieren.
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„Crossborder Organizing: Uniting Visions & Actions“
CJM (Coalition of Justice in the Maquiladoras), Mexiko

Das Potenzial der transnationalen Zusammenarbeit zwischen unterschiedli-
chen Organisationen zeigt sich am Beispiel der CJM (Coalition of Justice in 
the Maquiladoras). Die grenzübergreifende, pluralistische Allianz bildete sich 
Ende der 1980er Jahre aus ArbeiterInnen-, religiösen, feministischen, Umwelt-
schutz- und anderen zivilgesellschaftlichen Gruppierungen aus Mexiko, den 
USA, Kanada und weiteren Ländern und verfolgt das Ziel, ArbeiterInnen in der 
Maquila-Industrie in ihrem Kampf für bessere Arbeitsbedingungen und soziale 
Rechte zu unterstützen.

Im Zentrum der Kritik stehen insbesondere die Praktiken der transnationa-
len Unternehmen, die in den Maquiladoras, den in den 
1970ern etablierten Montagefabriken in der Freihan-
delszone an der Grenze zwischen Mexiko und den USA, 
produzieren lassen. Mit der Einführung der NAFTA-Frei-
handelszone im Jahr 1994 verschärften sich die Ausbeu-
tungsverhältnisse in den Maquiladoras deutlich.
Laut Schätzungen entstanden in den ersten sechs Jahren 
nach der Implementierung von NAFTA 600.000 Arbeits-
plätze in der Maquila-Industrie, geschaffen von den in den USA angesiedelten 
transnationalen Konzernen, die die Jobs von Nordamerika nach Mexiko ver-
schoben. Vor allem zu Beginn der 1990er engagierten sich daher auch US-ame-
rikanische Gewerkschaften im Rahmen der Koalition im „crossborder activism“.

Die unterschiedlichen Organisierungsansätze und Kampagnenpolitiken, die 
innerhalb der CJM aufeinandertrafen, äußerten sich in der Vergangenheit 
u.a. in „consumer-end protests“-orientierten Strategien von US-AktivistInnen, 
während auf mexikanischer Seite die Mobilisierung von Maquila-ArbeiterInnen 
durch informelle Netzwerke und Communitys – also „grassroots politics“ – 
entscheidend waren. 
Gemeinsam konnte erreicht werden, dass die ArbeiterInnen in den Maquilado-
ras gerechtere Arbeitszeiten, eine Gesundheitsversorgung und höhere Löhne 
erhielten. Die im Vergleich zu konventionellen Gewerkschaften starke Betei-
ligung von Frauen, die in den Maquiladoras überproportional vertreten sind, 
gilt als charakteristisch für eine solche „Social Movement Unionism“, also einer 
Bewegungsgewerkschaft, die sich im Kampf um Rechte für alle ArbeiterInnen 
engagiert und sich dabei als eine von mehreren gleichwertigen AkteurInnen 
begreift.

Resümee
Sozioökonomische Sicherheit, wie sie von der ILO als „Decent Work“ (men-
schenwürdige Arbeit) beschrieben wird, scheint zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts in den meisten Ländern der Welt zum Privileg einer Minderheit gewor-
den zu sein, wie die deutsche Politologin Birgit Mahnkopf feststellt.
Heute ist die Mehrheit der Welterwerbsbevölkerung unter informellen Bedin-
gungen tätig. Ihr bleibt der Zugang zu arbeitsrechtlichen Schutzmaßnahmen 
und sozialen Leistungen – wie sie von ArbeitnehmerInnen in der formellen 
Wirtschaft erkämpft wurden und um die, angesichts der wachsenden Infor-
malisierungstendenzen, aktuell wieder verstärkt gerungen wird – verwehrt. 
Nicht zuletzt aus diesem Grund erweisen sich strategische Bündnisse zwischen 
traditionellen Gewerkschaften und ge-
werkschaftlichen Selbstorganisationen 
informell Beschäftigter für alle Beteilig-
ten als notwendig. 

Gefragt ist aber nicht nur Solidarität 
zwischen informell und formell Beschäf-
tigten, sondern auch unter informellen 
ArbeiterInnen selbst. Selbstorganisierung ist eine Strategie, die Betroffene ei-
genständig verfolgen und die, wie zahlreiche Beispiele darlegen, auch Erfolge 
vorweisen kann. Durch die Organisation erhalten Frauen, die die informelle 
Ökonomie zahlenmäßig dominieren, mehr Wissen und Selbstvertrauen, was 
ihre Verhandlungsmacht stärkt und ihre Arbeit sichtbarer macht. NGOs und 
Gewerkschaften können diese mittels Öffentlichkeit, Vernetzung, Bildungsar-
beit, rechtlicher Expertise und nicht zuletzt finanziell unterstützen. 

Angesichts der sehr unterschiedlichen Beschäftigungsarrangements, die als 
informalisiert, prekär oder atypisch bezeichnet werden, ist es nicht möglich, 
eine einheitliche Strategie oder Politik zur Verbesserung der Arbeits- und Le-
bensbedingungen in der informellen Ökonomie zu entwickeln. Daher sollte 
in Solidaritäts- und Aufklärungskampagnen von zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen und Gewerkschaften an die bereits vorhandenen Forderungen selb-
storganisierter informell Beschäftigter angeknüpft und Öffentlichkeitsarbeit 
in Konsultation bzw. Kooperation mit denselben entwickelt werden. Dies gilt 
auch für unterstützende Leistungen (z.B. Aus- und Weiterbildung, Professio-
nalisierung von Organisationen) wie politische Interventionen, die informell 
Beschäftigten zugutekommen sollen. 
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Repräsentation und Mitspracherecht in politischen und ökonomischen Ent-
scheidungsprozessen und Institutionen setzt die Anerkennung informell Be-
schäftigter und ihrer Leistung für die Gesamtwirtschaft voraus, insbesondere 
durch nationale Regierungen und internationale Körperschaften. Die rechtli-
che Gleichstellung informell Erwerbstätiger mit formell Erwerbstätigen stellt 
hierbei einen essenziellen Beitrag dar.
Weiters können Regierungen die Forschung und Dokumentation im Bereich 
der informellen Ökonomie unterstützen – basierend auf dem politischen Wil-
len, Vorschläge und Maßnahmen zur Verbesserung der Situation von Beschäf-
tigten in der informellen Wirtschaft auch tatsächlich umzusetzen.

Die ILO und die meisten Gewerkschaften verfolgen den Ansatz, durch ge-
setzliche und institutionelle Rahmenwerke sämtliche Arbeitsverhältnisse zu 

formalisieren und diese an Mindestnormen heranzuführen, damit u.a. ein ge-
rechtes Einkommen, Sicherheit am Arbeitsplatz sowie die soziale Absicherung 
der Beschäftigten und ihrer Familien möglich wird. Wichtige Prinzipien, wie 
das Recht sich zu organisieren oder das Recht auf Tarifverhandlungen, wie 
sie in den ILO-Kernarbeitsnormen formuliert sind, setzen ein verbindliches 
Verhältnis zum Arbeitgeber voraus – ein Umstand, der in informellen Arbeits-
beziehungen meist nicht gegeben ist. Für informelle ArbeiterInnen wie z.B. 
Vertragsarbeitskräfte oder Heimarbeiterinnen, die isoliert tätig sind, sind die 
Möglichkeiten, kollektiv zu agieren und mit einem klar identifizierbaren Arbeit-
geber in Verhandlung zu treten, vielfach eingeschränkt. 
Arbeitsstandards wie die ILO-Kernarbeitsnormen konzentrieren sich demnach 
auf die Arbeit in der formellen Wirtschaft und zielen auf eine staatliche Regu-
lierung ab. Transnationale private Unternehmen werden hier nicht in die Pflicht 
genommen. Zudem enthält das Konzept zu Decent Work keinerlei Hinweise 
zu marktkontrollierenden Mechanismen oder Sanktionsmaßnahmen bei Ver-
letzung von ArbeiterInnenrechten.

Ob und welche informellen Arbeitsarrangements vor diesem Hintergrund tat-
sächlich reguliert  werden können, kann nur unter Einbeziehung von und in 
Austausch mit Organisationen informell Beschäftigter geklärt werden. Auch 
stellt sich die Frage, welcher Grad an Formalisierung welche Ansprüche und 
Rechte nach sich zieht, und ob hier „hybride“ Formen denkbar sind. 

Nicht nur bezahlte informelle Arbeit erfährt keine oder geringe Anerken-
nung. Vor allem der Wert unbezahlter informeller Arbeit wird ignoriert. Ak-
tuelle Schätzungen für Österreich, die den zeitlichen Aufwand für die unent-
geltlichen Leistungen in Familien (Erziehung, Pflege etc.) in Geld messen, 
bemessen den Wert der Haus- und Familienarbeit pro Jahr mit rund sechzig 
Milliarden Euro. Rund achtzig Prozent der Familienarbeit wird von Frauen 
getragen.

Ebenso werden ehrenamtliche Tätigkeiten vorwiegend von Frauen über-
nommen: Allein in Österreich werden 720 Millionen Stunden ehrenamtliche 
Arbeit geleistet – das entspricht der Arbeitsleistung von etwa 400.000 Voll-
zeitbeschäftigten. Durch die Privatisierung von öffentlichen Dienstleistungen 
wie etwa im Gesundheitsbereich wird die Verantwortung für gesellschaftlich 
notwendige Sorgearbeit in den informellen Bereich – und damit hin zu Frau-
en – verschoben. Eine Umverteilung aller gesellschaftlichen Arbeit – bezahlte 
wie unbezahlte – zwischen Frauen und Männern sowie ihre qualitative Neube-
wertung stellen daher einen zentralen Aspekt in der Debatte um Informalität 
sowie der Beschaffenheit globaler Arbeitswelten dar. 
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Weiterführende Links

Armutskonferenz (A/International) » www.armutskonferenz.at
AWID – Association for Women’s Rights in Development (International) » www.awid.org
BEIGEWUM – Beirat für gesellschafts-, wirtschafts- und umweltpolitische Alternativen (A)
 » www.beigewum.at
CAW – Committee for Asian Women (International) » www.cawinfo.org
DWU – Domestic Workers United (International)  » www.domesticworkersunited.org
ESCR-Net – International Network for Economic, Social & Cultural Rights » www.escr-net.org
Euromayday (International) » http://euromayday.org
feminist Attac (D/International) » www.attac-netzwerk.de/feminist-attac
Frauensolidarität » www.frauensolidaritaet.org
Global Labour Institute (CH/International) » www.global-labour.org
Global Unions – Standing Together for the Rights of Workers (International) 
 » www.global-unions.org
GPA-djp – Gewerkschaft der Privatangestellten – work@flex (A)
 » www.gpa-djp.at/servlet/ContentServer?pagename=GPA/Page/Index&n=GPA_4.2
Grundrisse » www.grundrisse.net
HomeNet South Asia (International) » www.homenetsouthasia.net
Homeworkers Worldwide UK (GB/International) » www.homeworkersww.org.uk
ICFTU – International Confederation of Free Trade Unions (International) » www.icftu.org
IFWEA – International Federation of Workers‘ Education Associations (International)
 » www.ifwea.org
ILO – International Labour Organization » www.ilo.org
Inclusive Cities Project (International) » www.inclusivecities.org
Informationsportal für LeiharbeiterInnen (A) » www.leiharbeiter.at
IRENE – International Restructuring Education Network Europe (NL/International)
 » www.irene-network.nl
ITUC – International Trade Union Conferderation » www.ituc-csi.org
iz3w » www.iz3w.org
Kalayaan – Justice for Migrant Domestic Workers (GB) » www.kalayaan.org.uk
Kurswechsel » www.beigewum.at/kurswechsel
maiz – Autonomes Zentrum von & für Migrantinnen (A) » www.maiz.at
MALMOE » www.malmoe.org
migrazine » www.migrazine.at
PrekärCafe (A) » www.prekaer.at
PSI – Public Services International: Representing Public Sector Unions Globally (International)
 » www.world-psi.org
SEWA – Self Employed Women‘s Association (Indien) » www.sewa.org
Scheiß-Streik (D) » www.jenseits-des-helfersyndroms.de
StreetNet (Südafrika) » www.streetnet.org.za
Südwind (A/International) » www.suedwind-agentur.at
Transnationaler Migrant_innenstreik am 1. März (A/International) » www.1maerz-streik.net
UNIFEM – United Nations Development Fund for Women (International) » www.unifem.org
ver.di/Arbeitskreis MigrAr (Migration & Arbeit) (D)
 » www.verdi.de/besondere-dienste.hamburg/themen/migrar
War on Want (GB/International) » www.waronwant.org
WEED – Weltwirtschaft, Ökologie und Entwicklung » www.weed-online.org

WIDE – Women in Development Europe (A/International) » www.oneworld.at/wide
WIEGO – Women in Informal Employment Globalising and Organising (International)
 » www.wiego.org
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